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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Finanzierung von 
zukunftssichernden Investitionen (Zweites Zukunftsfinanzierungsgesetz – 
ZuFinG II) 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 27. August 2024 den Entwurf 
eines Zweiten Gesetzes zur Finanzierung von zukunftssichernden Investitionen 
(Zweites Zukunftsfinanzierungsgesetz – ZuFinG II) veröffentlicht. 

Hintergrund 

Mit dem Entwurf eines Zweiten Zukunftsfinanzierungsgesetzes sollen 
umfassende Maßnahmen zur Erleichterung des Kapitalmarktzugangs für 
Unternehmen, zur Förde-rung des Fondsmarkts und damit auch des Venture-
Capital-Ökosystems sowie zur Verschlankung aufsichtlicher Vorgaben umgesetzt 
werden, um positive Impulse für die Mobilisierung privater Finanzmittel und das 
Wachstum der deutschen Wirtschaft zu setzten. 

Zudem sollen in Umsetzung der Wachstumsinitiative mit dem Gesetzentwurf 
Maßnahmen auf den Weg gebracht werden, die den Finanzstandort Deutschland 
stärken und vermehrt Wachstumskapital mobilisieren. 

Wesentliche steuerrechtliche Anpassungen des Gesetzentwurfs: 

•    Anhebung des Höchstbetrags für die Übertragung von stillen Reserven aus 
der Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesellschaften auf Reinvestitionen in § 
6b Abs. 10 EStG (sogenannter Roll-over) von derzeit 500.000 EUR auf 5.000.000 
EUR. Die Anhebung des Höchstbetrages soll erstmals auf Gewinne aus der Ver-
äußerung von Anteilen an Kapitalgesellschaften anzuwenden sein, die in nach 
dem Tag nach der Verkündung beginnenden Wirtschaftsjahren entstanden sind. 

•    Anpassung des InvStG zur Förderung von Investitionen in erneuerbare 
Energien und Infrastruktur  

Ferner sind weitere Anpassung u.a. im HGB, AktG, BörsG, WPO, REITG, KWG 
vorgesehen. 

Fundstelle 

BMF, RefE vom 27. August 2024.  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_VII/20_Legislaturperiode/2024-08-27-ZuFinG-II/2-Referentenentwurf.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 29. August 2024 

 
 
Währungskursverluste bei darlehensähnlichen 
Gesellschafterforderungen in Fremdwährung mindern vor dem 
Inkrafttreten des § 8b Abs. 3 Satz 6 KStG i.d.F. des Gesetzes vom 
25.06.2021 (BGBl I 2021, 2050, BStBl I 2021, 889) das 
Einkommen der Kapitalgesellschaft nicht, da sie in den sachlichen 
Anwendungsbereich des § 8b Abs. 3 Satz 4 und 7 KStG fallen. In 
einem Drittstaatenfall steht Unionsrecht dem nicht entgegen; die 
auch im Verkehr mit Drittstaaten geltende Kapitalverkehrsfreiheit 
(Art. 63 Abs. 1 AEUV) wird bei § 8b Abs. 3 Satz 4 und 7 KStG 
durch die Niederlassungsfreiheit (Art. 49 AEUV) verdrängt und ist 
nicht anwendbar. 
 
Zum Urteil, siehe auch das teilweise inhaltsgleiche Urteil I R 
11/23. 
 
 
Die Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft, die zum notwendigen 
Betriebsvermögen eines Einzelgewerbetreibenden gehört, verliert 
diese Zuordnung nicht dadurch, dass sich die Umstände ändern, 
die ihre Eigenschaft als notwendiges Betriebsvermögen begründet 
haben, sondern grundsätzlich erst dadurch, dass der 
Steuerpflichtige sie aus dem Betriebsvermögen entnimmt. Der 
Verlust der Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft, die zum 
notwendigen Betriebsvermögen gehört, kann auch im Rahmen 
einer Einnahmen-Überschuss-Rechnung gewinnmindernd 
berücksichtigt werden (entsprechend § 4 Abs. 3 Satz 4 EStG). Für 
den Zeitpunkt und den Umfang des Betriebsausgabenabzugs ist 
maßgeblich, wann und in welcher Höhe die für den Erwerb der 
Beteiligung aufgewendeten Mittel endgültig verlorengegangen sind.  
Zum Urteil 
 
Ein Zuckerhersteller hat einen unionsrechtlichen Anspruch auf 
Erstattung zu Unrecht gezahlter Produktionsabgaben, wenn deren 
Höhe infolge einer Korrektur der Berechnungsmethode (hier: 
Änderung des zur Berechnung der Ergänzungsabgabe 
erforderlichen Koeffizienten) nachträglich reduziert wird. Da der 
Erstattungsanspruch erst ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
Änderungsverordnung geltend gemacht werden kann, beginnen 
nationale Antrags- und Änderungsfristen erst ab diesem Zeitpunkt 
zu laufen. Aufgrund des unionsrechtlichen Effektivitätsgrundsatzes 
steht die Bestandskraft des Festsetzungsbescheids der Erstattung 
dann nicht entgegen, wenn dies dazu führte, dass ein 
unionsrechtlicher Anspruch auf Erstattung zu Unrecht gezahlter 
Produktionsabgaben, der erst nach Eintritt der Bestandskraft des 
Festsetzungsbescheids entstanden ist, nicht durchgesetzt werden 
könnte. 
Zum Urteil 

Urteil I R 41/20: Zur 
Behandlung von 
Währungskurs-
verlusten bei 
darlehensähnlichen 
Gesellschafterforderun
gen im Drittstaatenfall 
 
 
 
 
24. April 2024 
 

Urteil X R 11/22: 
Berücksichtigung von 
Beteiligungsverlusten 
bei Gewinnermittlung 
nach § 4 Abs. 3 EStG 
 
 
 
 
 
 
31. Januar 2024 
 

 

 
Urteil VII R 35/23 (VII R 
48/20): Anspruch 
eines 
Zuckerherstellers auf 
Erstattung von 
Produktionsabgaben 
 
 
 
 
 
9. Juli 2024 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410148/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410147/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410147/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410152/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410151/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil XI R 13/21: Landeszuweisung aus strukturpolitischen Gründen kein 
Entgelt von dritter Seite; keine Liebhaberei im Umsatzsteuerrecht; 
Vorsteuerabzug auch bei Finanzierung der Eingangsleistungen durch 
Zuschüsse; keine Adressierung von Umsatzsteuerbescheiden an den bgA 
17. April 2024 
Zum Urteil 
 
Urteil V R 17/22: Zur Auslegung des Versicherungsteuergesetzes 
(VersStG) bei einer Kautionsrückversicherung und Irrtum über die 
Steuerpflicht 
18. April 2024 
Zum Urteil 
 
Urteil V R 7/22: Überlassung gefährlicher Abfälle zur Entsorgung kein 
tauschähnlicher Umsatz mit Baraufgabe 
18. April 2024 
Zum Urteil 
 

 
Rechtsprechung im Blog 

 
Vorlage an das Bundesverfassungsgericht: BFH hält Aussetzungszinsen 
von monatlich einhalb Prozent für verfassungswidrig 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hält den gesetzlichen Zinssatz von 6 % p.a. für sog. 
Aussetzungszinsen für verfassungswidrig und hat daher mit einem aktuellen 
Beschluss das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) angerufen. 
Hintergrund 
Einspruch und Klage haben im Steuerrecht grundsätzlich keine aufschiebende 
Wirkung, d.h. die Erhebung einer Abgabe wird nicht aufgehalten und der 
Steuerpflichtige muss die festgesetzte Steuer zunächst zahlen. Die 
aufschiebende Wirkung von Einspruch und Klage kann aber in einem 
summarischen Verfahren auf Antrag bei ernstlichen Zweifeln an der 
Rechtmäßigkeit des angefochtenen Bescheids von Finanzamt oder Finanzgericht 
gesondert durch die Aussetzung der Vollziehung (AdV) angeordnet werden. Für 
den Steuerpflichtigen bedeutet das einerseits, dass er die Steuer zunächst nicht 
zahlen muss. Andererseits droht ihm eine Belastung mit Zinsen, wenn sein 
Rechtsmittel endgültig ohne Erfolg bleibt und er die Steuer „nachträglich“ zahlen 
muss. Er hat dann nämlich für die Dauer der AdV und in Höhe des ausgesetzten 
Steuerbetrags Zinsen in Höhe von einhalb Prozent pro Monat, also 6 % pro Jahr 
zu entrichten (Aussetzungszinsen, § 237 i.V.m. 238 Abs. 1 Satz 1 der 
Abgabenordnung –AO–). 
Mit Beschluss vom 08.07.2021 - 1 BvR 2237/14 (BVerfGE 158, 282) hat das 
BVerfG die Vollverzinsung in dieser Höhe (§ 233a i.V.m. § 238 Abs. 1 Satz 1 AO) 
ab dem 01.01.2014 für unvereinbar mit Art. 3 Abs. 1 GG erklärt, dies aber nicht 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410153/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410150/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410149/
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auf die Aussetzungszinsen und andere Teilverzinsungstatbestände erstreckt 
(siehe unseren Blogbeitrag). 
Sachverhalt 
Im Streitfall hatte der Kläger seinen Einkommensteuerbescheid 2012 
angefochten. Dessen Vollziehung setzte das Finanzamt aus. Die Klage war 
erfolglos. Aussetzungszinsen von einhalb Prozent wurden für 78 Monate 
festgesetzt, u.a. für den Zeitraum von 01.01.2019 bis zum 15.04.2021. Der Kläger 
wandte sich gegen die Zinsfestsetzung. 
Entscheidung des BFH 
Nach Auffassung des BFH ist ein Zinssatz für die Zinsen bei AdV in Höhe von 
einhalb Prozent pro Monat, also 6 % p.a. gemäß § 237 i.V.m. § 238 Abs. 1 Satz 1 
AO im Zeitraum vom 01.01.2019 bis zum 15.04.2021 mit Art. 3 Abs. 1 GG 
unvereinbar. Zumindest während einer anhaltenden strukturellen 
Niedrigzinsphase ist der gesetzliche Zinssatz der Höhe nach evident nicht (mehr) 
erforderlich, um den durch eine spätere Zahlung typischerweise erzielbaren 
Liquiditätsvorteil abzuschöpfen. 
Zudem werden Steuerpflichtige, die Zinsen schulden, weil sie die Steuer nach 
AdV nicht bezahlt haben, und Steuerpflichtige, die Nachzahlungszinsen entrichten 
müssen, weil ihre Steuerfestsetzung zu einem Unterschiedsbetrag (§ 233a Abs. 3 
AO) geführt hat und sie die materiell-rechtlich von Anfang an geschuldete Steuer 
deshalb erst später zahlen müssen, ungleich behandelt. Denn 
Nachzahlungszinsen werden seit dem 01.01.2019 lediglich mit einem Zinssatz 
von 0,15 Prozent für jeden Monat, also 1,8 % p.a. berechnet. Auch diese 
Zinssatzspreizung ist verfassungsrechtlich nicht gerechtfertigt. 
Fundstelle 
BFH, Beschluss vom 8. Mai 2024 (I R 1/20), veröffentlicht am 22. August 2024, 
vgl. die Pressemitteilung 034/24. 
Eine englische Zusammenfassung dieses Beschlusses finden Sie hier. 
 
Unionsrechtswidrigkeit der Besteuerung ausländischer Investmentfonds 
nach dem InvStG 2004 
Ein ausländischer Investmentfonds, der unter der Geltung des 
Investmentsteuergesetzes 2004 (InvStG 2004) mit Kapitalertragsteuer belastete 
Dividenden inländischer Aktiengesellschaften bezog, hat nach dem Unionsrecht 
im Grundsatz einen Anspruch auf Erstattung dieser Steuer. Dies hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. Die Entscheidung 
ist von beträchtlicher finanzieller Tragweite, da zahlreiche ausländische Fonds 
vergleichbare Erstattungsanträge gestellt haben, die sich nach Schätzungen des 
Bundesrechnungshofs auf eine Gesamtsumme im Milliardenbereich belaufen. 
Sachverhalt 
Im Streitfall hatte ein französischer Investmentfonds in mehreren Jahren 
Dividenden inländischer Aktiengesellschaften bezogen. Auf diese Einkünfte war 
jeweils Kapitalertragsteuer einbehalten und an die deutschen Finanzbehörden 
abgeführt worden. 
Der Fonds beantragte später die Erstattung dieser Steuern. Zur Begründung 
führte er an, dass ein inländischer Fonds steuerbefreit sei und keine 
Kapitalertragsteuer anfalle. Die im deutschen Investmentsteuerrecht angelegte 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228627/steuerverzinsung-mit-6-ab-2014-verfassungswidrig/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410144/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/vorlage-an-das-bundesverfassungsgericht-bfh-haelt-aussetzungszinsen-von-monatlich-einhalb-prozent-fuer-verfassungswidrig/
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/244801/interest-rate-levied-on-suspension-of-payments-unconstitutional/
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Ungleichbehandlung zwischen einem in- und einem ausländischen Fonds sei 
nicht zu rechtfertigen. 
Das zunächst angerufene Hessische Finanzgericht folgte dieser Argumentation 
nicht und wies die Klage ab. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH sah die Sache anders. Auf der Grundlage der Rechtsprechung des 
Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH) müssen auch einem ausländischen 
Fonds die in § 11 InvStG 2004 geregelten Steuervergünstigungen zugestanden 
werden. 
Da inländische Fonds im Ergebnis keine Steuer auf die von ihnen erzielten 
Dividenden zu zahlen haben, dürfen ausländische Fonds nicht schlechter 
behandelt werden. Ansonsten ist die im Unionsrecht verbürgte Freiheit des 
Kapitalverkehrs verletzt. Dass nach den deutschen Gesetzesregelungen die 
Besteuerung bei den Anlegern des steuerbefreiten inländischen Fonds 
„nachgeholt“ wird, während diese Folge am Sitz des klagenden Fonds nicht 
sichergestellt war, ist im Ergebnis unbeachtlich. 
Die bei der Ausschüttung an den ausländischen Fonds angefallene 
Kapitalertragsteuer muss daher an diesen zurückerstattet werden. Auch dies ist 
Folge der Rechtsprechung des EuGH. Außerdem ist der Erstattungsanspruch im 
Grundsatz mit 6 % p.a. zu verzinsen. 
Der Gesetzgeber hat mit Wirkung zum 01.01.2018 das InvStG reformiert. Seitdem 
werden sowohl inländische als auch ausländische Fonds einheitlich mit 
Ertragsteuer belastet. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 13. März 2024 (I R 1/20), veröffentlicht am 22. August 2024, 
vgl. die Pressemitteilung 033/24. 
Eine englische Zusammenfassung dieses Urteils finden Sie hier. 
 

Business Meldungen 
 
Online-Verfahren – ein Probe-Update für den Zivilprozess 
  
Wer kennt es nicht: Man hat eine Forderung gegen einen säumigen Schuldner, 
aber der Gang zum Gericht erscheint zu aufwendig, zu kompliziert, zu teuer. Man 
wünscht sich eine einfache, schnelle und kostengünstige Möglichkeit, sein Recht 
durchzusetzen, ohne sich in Papierbergen zu verlieren oder stundenlang in 
Gerichtssäulen zu sitzen. Was, wenn es dafür eine digitale Lösung gäbe? Das 
Bundesministerium der Justiz hat einen Gesetzentwurf vorgelegt, der genau das 
ermöglichen soll: ein Online-Verfahren, das die Geltendmachung von Ansprüchen 
in Fällen geringer Streitwerte durch einen einfachen, digital unterstützten 
Gerichtsprozess ermöglicht. Der Referentenentwurf für das sogenannte Gesetz 
zur Entwicklung und Erprobung eines Online-Verfahrens in der Zivilgerichtsbarkeit 
wurde am 11. Juni 2024 veröffentlicht. 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410139/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/unionsrechtswidrigkeit-der-besteuerung-auslaendischer-investmentfonds-nach-dem-in-vstg-2004/
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/244826/taxation-of-foreign-investment-funds-under-the-german-investment-tax-act-2004-not-compatible-with-eu-law/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/244795/online-verfahren-ein-probe-update-fuer-den-zivilprozess/
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

 

 
Terminplaner 
  
creance.ai - Your Very Own AI 
Compliance Superpower 
Präsenzveranstaltung, 30.09.2024 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:gunnar.tetzlaff@pwc.com
https://www.pwc-events.com/creance-ai
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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Gabriele Nimmrichter 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
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60327 Frankfurt am Main 
Tel.: +49 171 7603269 
gabriele.nimmrichter@pwc.com 
 
Gunnar Tetzlaff 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
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30625 Hannover 
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